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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 2. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und 

Verkehr lade ich ein für 

 

Mittwoch, 26. Mai 2021, 17:00 Uhr, 

Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel. 

 

Während der Sitzung sind die Hygiene- und Abstandsregelungen einzuhalten 

und eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. 

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 23. September 2019 

Bericht des Magistrats 

- 101.18.1237 - 

 

2. Ergebnisse der Verkehrserhebung vorstellen 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 28. September 2020 

Bericht des Magistrats 

- 101.18.1807 - 

 

3. Rücknahme der Liniennetzreform 

Antrag der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

- 101.19.25 - *) und Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE 
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Einladung zur 2. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr am 26. Mai 2021 

 

2 von 2 4. Einrichtung weiterer E-Ladestationen 

Antrag der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

- 101.19.27 -  

 

5. Bahn frei für die Verkehrswende – Pop-Up-Bikelanes einrichten 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Sümmermann 

- 101.19.35 -  

 

6. Offenlegung der Pläne für die Tram nach Rothenditmold-Harleshausen 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Luisa Sümmermann 

- 101.19.36 -  

 

7. Vorstellung des Maßnahmenvorschlags „Integriertes Maßnahmenpaket 

Mobilität“ aus dem Klimaschutzrat 

Antrag der Fraktion B90/Grüne 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dr. Sven Schoeller 

- 101.19.37 -  

 

8. Rechtswidrige Baugenehmigung 

Anfrage Fraktion DIE LINKE 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Luisa Sümmermann 

- 101.19.42 -  

 

9. Stadt Kassel lehnt geplanten A44-Bau ab 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Luisa Sümmermann 

- 101.19.50 -  

 

10. Umsetzungskonzept für das integrierte Maßnahmenpaket Mobilität in 

Auftrag geben 

Antrag der Fraktion B90/Grüne 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dr. Sven Schoeller 

- 101.19.54 -  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dominique Kalb 

Vorsitzender 
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Niederschrift 
über die 2. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 
am Mittwoch, 26. Mai 2021, 17:00 Uhr 
im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel 
 
 
Anwesende:  
 
Mitglieder 
Dominique Kalb, Vorsitzender, CDU 
Joana Al Samarraie, 1. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 
Mario Lang, 2. stellvertretender Vorsitzender, SPD 
Lucian Hanschke, Mitglied, B90/Grüne 
Christine Hesse, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Eva Koch) 
Dr. Sven Schoeller, Mitglied, B90/Grüne 
Judith Boczkowski, Mitglied, SPD 
Sascha Gröling, Mitglied, SPD 
Alexander Grotov, Mitglied, CDU 
Anna Luisa Sümmermann, Mitglied, parteilos 
Sven René Dreyer, Mitglied, AfD 
 
Teilnehmer mit beratender Stimme 
Helga Engelke, Vertreterin des Seniorenbeirates, Freie Wähler 
 
Magistrat 
Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 
Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 
 
Schriftführung 
Sabine John, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 
Entschuldigt: 
Holger Augustin, Mitglied, CDU 
Matthias Nölke, Mitglied, FDP 
Jennifer Rieger, Stadtverordnete, Die PARTEI 
 
Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Ulrike Pflüger-Scherb, HNA 
Volker Mohr, Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalpflege 
Dr. Georg Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt 
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2 von 28 Tagesordnung: 
 
1. Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel               101.18.1237 
2. Ergebnisse der Verkehrserhebung vorstellen                                 101.18.1807 
3. Rücknahme der Liniennetzreform 101.19.25 
4. Einrichtung weiterer E-Ladestationen 101.19.27 
5. Bahn frei für die Verkehrswende – Pop-Up-Bikelanes 

einrichten 
101.19.35 

6. Offenlegung der Pläne für die Tram nach Rothenditmold-
Harleshausen 

101.19.36 

7. Vorstellung des Maßnahmenvorschlags „Integriertes 
Maßnahmenpaket Mobilität“ aus dem Klimaschutzrat 

101.19.37 

8. Rechtswidrige Baugenehmigung 101.19.42 
9. Stadt Kassel lehnt geplanten A44-Bau ab 101.19.50 
10. Umsetzungskonzept für das integrierte Maßnahmenpaket 

Mobilität in Auftrag geben 
101.19.54 

 
 
Vorsitzender Kalb eröffnet die mit der Einladung vom 19. Mai 2021 
ordnungsgemäß einberufene 2. öffentliche Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
Zur Tagesordnung 
 
Da der Magistrat zurzeit den Tagesordnungspunkt 8 betr. Rechtswidrige 
Baugenehmigung, 101.19.42, nicht beantworten kann, wird mit Einverständnis der 
Anfrage stellenden Fraktion der Tagesordnungspunkt von der heutigen 
Tagesordnung abgesetzt und für die nächste Sitzung vorgemerkt. Der Magistrat 
sagt eine schriftliche Beantwortung zu. Diese soll mit der nächsten Einladung 
versandt werden. 
 
Mit Einverständnis der Antrag stellenden Fraktion wird auf Antrag des 
Stadtverordneten Gröling, SPD-Fraktion, der Tagesordnungspunkt 10 betr. 
Umsetzungskonzept für das integrierte Maßnahmenpaket Mobilität in Auftrag 
geben wegen Beratungsdarf von der heutigen Tagesordnung abgesetzt und für die 
nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
Vorsitzender Kalb stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 
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1. Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 23. September 2019 
Bericht des Magistrats 
- 101.18.1237 - 

 
Beschluss 
 

I. Die Stadtverordnetenversammlung ist sich ihrer Verantwortung für die 
Gewährleistung einer stadtgerechten Mobilität in Kassel bewusst und 
erkennt an, dass dafür der Kfz-Anteil insbesondere bei innerstädtischen 
Fahrten kurzer Wegestrecken spürbar gesenkt werden muss. Ein adäquates 
Mittel dafür besteht u. a. in der deutlich beschleunigten Förderung des 
Radverkehrs. Mit dem Ziel, mehr Sicherheit für die Verkehrsteilnehmer zu 
erreichen, soll als Planungs- und Umsetzungsgrundsatz die Trennung der 
Verkehrsarten gelten. 

 
II. Die Stadtverordnetenversammlung 

 
(1) beauftragt den Magistrat bei der Abwägung von Planungsvarianten 

innerhalb von Straßenbauprojekten die Belange des Radverkehrs mit 
hohem Gewicht im Rahmen der geltenden Regelwerke zu berücksichtigen. 
Sofern in den Regelwerken Mindestmaße für den Radverkehr angegeben 
sind, sollen diese – soweit baulich möglich – nicht zum Ansatz kommen, 
sondern es sollen Regelmaße verwendet werden. In jedem Fall ist die 
Aneinanderreihung von Mindestmaßen zu vermeiden. 

 
(2) beauftragt den Magistrat den Radverkehr über längere Strecken 

einheitlich zu gestalten und in kontinuierlicher Form zu führen. 
Netzlücken im Haupt- und Nebennetz des Radverkehrs sind zu schließen. 
Sofern Rad- und Fußverkehr nebeneinander auf einem Niveau geführt 
werden, sind diese deutlich erkennbar voneinander zu trennen. Um 
existierende Konflikte zu vermindern, werden bestehende Infrastrukturen, 
die diesem Grundsatz nicht entsprechen, schrittweise angepasst. 

 
(3) beauftragt den Magistrat einen besonderen Schwerpunkt beim Ausbau 

sicherer Radrouten auf die Strecken entlang von Hauptverkehrsstraßen zu 
richten. 

 
(4) beauftragt den Magistrat im Nebenstraßennetz die Radrouten 

komfortabel und durchgängig befahrbar herzustellen und den Kfz-
Durchgangsverkehr dort geeignet zu reduzieren bzw. zu entschleunigen. 
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(5) beauftragt den Magistrat die Fuß- und Radverkehrsinfrastruktur im 

Umkreis von 500 m um Schulen und Kindergärten sicherer zu machen. 
Sofern verkehrsbehördliche Maßnahmen sinnvoll erscheinen, bittet die 
Stadtverordnetenversammlung den Oberbürgermeister entsprechende 
Anordnungen zu treffen. 

 
(6) bittet den Oberbürgermeister notwendige verkehrsbehördliche 

Anordnungen zu treffen, sodass an Lichtsignalanlagen aufgeweitete 
Radaufstellbereiche oder andere sichere und für den Kfz-Verkehr deutlich 
wahrnehmbare Radverkehrsführungen entstehen und i. d. R. kontaktlose 
Technologien zur Grünzeitanforderung für Radfahrer eingesetzt werden. 

 
(7) beauftragt den Magistrat ein Programm zur Steigerung der Anzahl der 

Radabstellplätze in Ausführung und Ausstattung nach dem Stand der 
Technik aufzulegen. 
 
Als grobes Maß für den Bedarf gilt dabei, dass die Anzahl öffentlich 
nutzbarer Radabstellplätze in einem Bezugsgebiet ca. 20 % der Anzahl der 
Kfz-Stellplätze im öffentlichen Raum betragen soll. 

 
(8) beauftragt den Magistrat eine als dauerhaft angelegte Kampagne für 

mehr Rücksichtnahme im Verkehr, die alle Verkehrsarten adressiert, in 
Verbindung mit fördernder Öffentlichkeitsarbeit für den Rad- und 
Fußverkehr sowie den Öffentlichen Personennahverkehr aufzulegen. 

 
III. Die Stadtverordnetenversammlung ist sich bewusst, dass zur Förderung des 

Radverkehrs flächenbezogene Zielkonflikte mit anderen Verkehrs- bzw. 
Nutzungsarten gelöst werden müssen. Der Magistrat wird deshalb auf-
gefordert, bei allen künftigen Maßnahmen die Bedarfe für den fließenden 
und ruhenden Kfz-Verkehr kritisch zu bewerten und auch Planungsvarianten 
vorzuschlagen, bei denen Fahrspuren bzw. Kfz-Stellplätze ganz oder 
teilweise wegfallen. Dabei ist jeweils aufzuzeigen, wie bzw. zu welchem Grad 
die bisherigen Verkehrs- und Nutzungsfunktionen zukünftig erfüllt werden 
können. 

 
IV. Die Stadtverordnetenversammlung ist sich bewusst, dass für den 

beschleunigten Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur mehr Ressourcen als 
bisher notwendig sind. Der Magistrat wird deshalb aufgefordert, noch im 
Jahr 2019 mindestens eine zusätzliche, unbefristete Stelle für den Rad-
verkehr einzurichten und ab dem Jahr 2020 zwei weitere, unbefristete 
Stellen einzuplanen.  
Darüber hinaus sollen ab 2020 pro Jahr mindestens 500.000 Euro zusätzlich 
für Radverkehrsmaßnahmen in den Haushalt eingeplant werden, die 
vorwiegend als städtische Eigenanteile für spezifisch geförderte 



Niederschrift über die 2. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr  
vom 26. Mai 2021

 

5 von 28 Radverkehrsprojekte dienen können. Angestrebt wird, dass mit Eigenmitteln 
und Förderung im Durchschnitt mindestens 1,5 Mio. Euro zusätzlich pro Jahr 
für den Radverkehr aufgewandt werden. 

 
V. Der Magistrat wird aufgefordert, die originären Radverkehrsmittel 

transparent im Haushalt abzubilden. 
 

VI. Der Magistrat wird aufgefordert, einmal jährlich über die Fortschritte der 
Radverkehrsförderung im zuständigen Ausschuss zu berichten.“ 

 
 
 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke  

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
IV. […Unverändert] und ab dem Jahr 2020 fünf weitere, unbefristete Stellen 

einzuplanen. Darüber hinaus sollen ab 2020 pro Jahr mindestens 
5,96 Mio Euro zusätzlich für Radverkehrsmaßnahmen in den Haushalt 
eingeplant werden. Diese Eigenmittel können durch Einnahmen aus 
Förderungen gegenfinanziert werden.  

  
VI. Der Magistrat berichtet jeweils in der ersten Sitzung im Jahr über die 

quantifizierten Fortschritte der Radverkehrsförderung im zuständigen 
Ausschuss. 

 
Stadtverordnete Bock, Fraktion Kasseler Linke, begründet den Änderungsantrag 
ihrer Fraktion. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke, Stadtverordneter Dr. Hoppe 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD (7), Stadtverordneter Ernst 
Enthaltung: AfD (1), FDP+FW+Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Förderung des Radverkehrs 
im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird abgelehnt. 
 
 
 Gemeinsamer Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne und 

des Stadtverordneten Andreas Ernst 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten folgenden Beschluss zu fassen: 
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6 von 28 I. Die Stadtverordnetenversammlung ist sich ihrer Verantwortung für die 
Gewährleistung einer stadtgerechten Mobilität in Kassel bewusst und 
erkennt an, dass dafür der Kfz-Anteil insbesondere bei innerstädtischen 
Fahrten kurzer Wegstrecken spürbar gesenkt werden muss. Ein adäquates 
Mittel dafür besteht u.a. in der deutlich beschleunigten Förderung des 
Radverkehrs. Mit dem Ziel mehr Sicherheit für die Verkehrsteilnehmer zu 
erreichen, soll als Planungs- und Umsetzungsgrundsatz die Trennung der 
Verkehrsarten gelten. 

 
II. Die Stadtverordnetenversammlung 
 

(1) beauftragt den Magistrat, bei der Abwägung von Planungsvarianten 
innerhalb von Straßenbauprojekten die Belange des Radverkehrs mit 
hohem Gewicht im Rahmen der geltenden Regelwerke zu berücksichtigen. 
Sofern in den Regelwerken Mindestmaße für den Radverkehr angegeben 
sind, sollen diese - soweit baulich möglich - nicht zum Ansatz kommen, 
sondern es sollen die Regelmaße verwendet werden. Eine 
Aneinanderreihung von Mindestmaßen ist zu vermeiden. 

 
(2) beauftragt den Magistrat, den Radverkehr über längere Strecken 

einheitlich und in kontinuierlicher Führungsform zu gestalten. Netzlücken 
im Haupt- und Nebennetz des Radverkehrs sind zu schließen. Sofern 
Rad- und Fußverkehr nebeneinander auf einem Niveau geführt werden, 
sind diese deutlich erkennbar voneinander zu trennen. Um existierende 
Konflikte zu vermindern, werden bestehende Infrastrukturen, bei denen 
der Fuß- und Radverkehr nicht getrennt geführt wird, schrittweise 
angepasst. 

 
(3) beauftragt den Magistrat, pro Jahr für mindestens 5 km 

Hauptverkehrsstraßen in der Baulast der Stadt Kassel bis zum Abschluss 
der Vorplanung (Ende der Leistungsphase 2 HOAI) neu zu planen und 
dabei neue Radverkehrsanlagen in beiden Fahrtrichtungen zu 
integrieren. Dabei werden zwei Knotenpunkte möglichst lückenlos 
miteinander verbunden und es sind neben den Strecken auch adäquate 
Lösungen für die Knotenpunkte zu planen. Sollten die Längen in einem 
Jahr nicht erreicht werden, erhöht sich das Planungsziel im jeweils 
folgenden Jahr entsprechend. Ergänzend sollen parallel dazu 
Verkehrskonzepte erstellt und Verkehrsversuche durchgeführt werden, 
die aufzeigen, wie der Verkehr im Hauptstraßennetz insgesamt künftig 
abzuwickeln ist. 
Es sollen bauliche Varianten der Trennung des Radverkehrs vom KfZ-
Verkehr bevorzugt werden, wenn die Flächen zur Verfügung stehen. Die 
Radverkehrsanlagen sind mit einem ebenen und dauerhaft gut 
befahrbaren Belag vorzusehen, der sich durchgängig visuell von 
angrenzenden Flächen absetzt.  
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(4) beauftragt den Magistrat, im Nebenstraßennetz die Radrouten 

komfortabel und durchgängig befahrbar herzustellen und den KFZ-
Durchgangsverkehr dort geeignet zu reduzieren bzw. zu entschleunigen. 
Bei allen künftigen baulichen Maßnahmen sollen dafür insbesondere die 
Querungsmöglichkeiten für den Fußverkehr sowie die Sichtbeziehungen 
an den Knotenpunkten verbessert werden. Außerdem soll die Anlage 
von KFZ-Stellplätzen am Fahrbahnrand fahrradfreundlich umgestaltet 
werden. Bei der Priorisierung von Unterhaltungsmaßnahmen (z.B. 
Fahrbahndeckensanierung) sollen die Radrouten des 
Verkehrsentwicklungsplans besonders berücksichtigt werden. Bis zum 
Jahr 2025 werden mindestens die in Anlage „Ziel 4 – Liste der 
Nebenstraßen“ beziehungsweise „Ziel 4 – Maßnahmenübersicht 
Nebenstraßen“ ersichtlichen Bauvorhaben angegangen. 

 
(5) beauftragt den Magistrat, die Fuß- und Radverkehrsinfrastruktur im 

Umkreis von 500m um Schulen und Kindergärten, insbesondere auch 
durch bauliche Maßnahmen, sicherer zu machen. Sofern 
verkehrsbehördliche Maßnahmen sinnvoll erscheinen, bittet die 
Stadtverordnetenversammlung den Oberbürgermeister entsprechende 
Anordnungen zu treffen. 

 
(6) bittet den Oberbürgermeister, notwendige verkehrsbehördliche 

Anordnungen zu treffen, sodass an Lichtsignalanlagen sichere und für den 
Kfz-Verkehr deutlich wahrnehmbare Radverkehrsführungen entstehen 
und i. d. R. berührungslose Technologien zur Grünzeitanforderung für 
Radfahrer eingesetzt werden. Mit dem Ziel der Wartezeit-Reduktion 
werden jährlich im Durchschnitt mindestens an 3 Kreuzungen mit LSA 
Anpassungen zugunsten des Fuß- und Radverkehrs vorgenommen. 
Dabei sollen insbesondere auch die Planungen aus den Zielen II (3) 
(Hauptverkehrsstraßen) und II (4) (Nebenstraßen) berücksichtigt 
werden. Sofern es eigene Radfahrsignale gibt, sollten die Freigaben für 
Radverkehr mit einem zeitlichen Vorlauf vor dem KfZ-Verkehr in der 
gleichen Richtung erfolgen, um die Wahrnehmbarkeit der Radfahrenden 
weiter zu unterstützen. Als sichere und deutlich wahrnehmbare 
Radverkehrsführungen an signalgesteuerten Knotenpunkten sollen 
beispielsweise aufgeweitete Radaufstellstreifen vor den Kfz-Spuren 
(ARAS), vorgezogene Haltlinien im Seitenbereich, Fahrradschleusen oder 
indirektes Linksabbiegen zum Einsatz kommen. 

 
(7) beauftragt den Magistrat, ein Programm zur Steigerung der Anzahl der 

Radabstellplätze in Ausführung und Ausstattung nach dem Stand der 
Technik aufzulegen. Als grobes Maß für den Bedarf gilt dabei, dass die 
Anzahl öffentlich nutzbarer Radabstellplätze in einem Bezugsgebiet ca. 
40% der Anzahl der Kfz-Stellplätze im öffentlichen Raum betragen soll. 



Niederschrift über die 2. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr  
vom 26. Mai 2021

 

8 von 28 Dabei sind bis zum Jahr 2022 1800 Abstellplätze zu schaffen. Des 
weiteren sollen exemplarisch verschiedene Erweiterungen, wie 
Überdachung, Druckluftstation und Ladestationen in diesem Zeitraum 
aufgestellt werden. Nach diesem Umsetzungszeitraum (bis 2022) soll 
evaluiert werden, ob die Anzahl öffentlich nutzbarer Radabstellplätze in 
einem Bezugsgebiet auf 60% oder 80% der Anzahl der Kfz-Stellplätze 
im öffentlichen Raum bis zum Jahr 2025 erhöht werden soll. Ebenso soll 
dabei evaluiert werden, welche der oben genannten Erweiterungen sich 
bewährt haben, und daher verstärkt in den nächsten Jahren bis 2025 
eingerichtet werden sollen.  

 
(8) beauftragt den Magistrat, eine als dauerhaft angelegte Kampagne für 

mehr Rücksichtnahme im Verkehr, die alle Verkehrsarten adressiert, in 
Verbindung mit fördernder Öffentlichkeitsarbeit für den Rad- und 
Fußverkehr sowie den Öffentlichen Personennahverkehr aufzulegen. 

 
III. Die Stadtverordnetenversammlung ist sich bewusst, dass zur Förderung des 

Radverkehrs flächenbezogene Zielkonflikte mit anderen Verkehrs- bzw. 
Nutzungsarten gelöst werden müssen. Der Magistrat wird deshalb 
aufgefordert, bei allen künftigen Maßnahmen die Bedarfe für den fließenden 
und ruhenden Kfz-Verkehr kritisch zu bewerten und auch Planungsvarianten 
vorzuschlagen, bei denen Fahrspuren bzw. Kfz-Stellplätze ganz oder 
teilweise wegfallen. Dabei ist jeweils aufzuzeigen, wie bzw. zu welchem Grad 
die bisherigen Verkehrs- und Nutzungsfunktionen zukünftig erfüllt werden 
können. 

 
IV. Die Stadtverordnetenversammlung ist sich bewusst, dass für den 

beschleunigten Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur mehr Ressourcen als 
bisher notwendig sind. Der Magistrat wird deshalb aufgefordert, noch im 
Jahr 2019 mindestens eine zusätzliche, unbefristete Stelle für den 
Radverkehr einzurichten und im Jahr 2020 zwei weitere, unbefristete Stellen 
einzuplanen. In den Folgejahren bis 2023 soll jedes Jahr eine weitere, 
unbefristete Stelle eingeplant werden. Darüber hinaus sollen für das Jahr 
2020 750.000 Euro zusätzlich für Radverkehrsmaßnahmen in den Haushalt 
eingeplant werden, die vorwiegend als städtische Eigenanteile für spezifisch 
geförderte Radverkehrsprojekte dienen können. Angestrebt wird, die 
städtischen Eigenmittel bis zum Jahr 2023 jährlich um jeweils 250.000 Euro 
und 2024 um 500.000 zu steigern. Mithin könnten somit im Jahr 2024 inkl. 
Fördermittel insgesamt 9.000.000 Euro (45,00 Euro pro Kopf) als 
Gesamtmittel zur Verfügung stehen. 

 
V. Der Magistrat wird aufgefordert, die originären Radverkehrsmittel 

transparent im Haushalt abzubilden. 
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9 von 28 VI. Der Magistrat wird aufgefordert, einmal jährlich über die Fortschritte der 
Radverkehrsförderung im zuständigen Ausschuss zu berichten. Dabei sollte 
u.a. auch die von der Universität Kassel entwickelte Methode zur 
Aufschlüsselung der Kosten verschiedener Verkehrsmittel angewendet 
werden. 

 
Im Rahmen der Diskussion beantragt Stadtverordneter Kalb, CDU-Fraktion den 
gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne und des 
Stadtverordneten Ernst absatzweise zur Abstimmung zu stellen. 
 
Der gemeinsame Änderungsantrag wird absatzweise zur Abstimmung gestellt. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten (1), 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: FDP+FW+Piraten (3) 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer I des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (1) des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
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10 von 28 Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD (2), Kasseler Linke (6), FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD (2), Kasseler Linke (1) 
Enthaltung: AfD (4) 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (2) des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: CDU, AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (3) des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (4) des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
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11 von 28 Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD (2), Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD (6) 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (5) des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (6) des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, AfD (1), Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten (1), 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: CDU, AfD (6) 
Enthaltung: AfD (1), FDP+FW+Piraten (3) 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (7) des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
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12 von 28 Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD (1), Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD (7) 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (8) des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten (1), 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: CDU, AfD, FDP+FW+Piraten (3) 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer III des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Stadtverordneter Ernst 
Ablehnung: CDU, AfD, Kasseler Linke, Stadtverordneter Dr. Hoppe 
Enthaltung: FDP+FW+Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer IV des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
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13 von 28 Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer V des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD (1), Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD (6) 
Enthaltung: AfD (1) 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer VI des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst zum Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
 Durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 

und des Stadtverordneten Andreas Ernst geänderter Antrag des Magistrats 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten folgenden Beschluss zu fassen: 
 
I. Die Stadtverordnetenversammlung ist sich ihrer Verantwortung für die 

Gewährleistung einer stadtgerechten Mobilität in Kassel bewusst und 
erkennt an, dass dafür der Kfz-Anteil insbesondere bei innerstädtischen 
Fahrten kurzer Wegstrecken spürbar gesenkt werden muss. Ein adäquates 
Mittel dafür besteht u.a. in der deutlich beschleunigten Förderung des 
Radverkehrs. Mit dem Ziel mehr Sicherheit für die Verkehrsteilnehmer zu 
erreichen, soll als Planungs- und Umsetzungsgrundsatz die Trennung der 
Verkehrsarten gelten. 
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1. beauftragt den Magistrat, bei der Abwägung von Planungsvarianten 
innerhalb von Straßenbauprojekten die Belange des Radverkehrs mit hohem 
Gewicht im Rahmen der geltenden Regelwerke zu berücksichtigen. Sofern in 
den Regelwerken Mindestmaße für den Radverkehr angegeben sind, sollen 
diese - soweit baulich möglich - nicht zum Ansatz kommen, sondern es 
sollen die Regelmaße verwendet werden. Eine Aneinanderreihung von 
Mindestmaßen ist zu vermeiden. 

 
2. beauftragt den Magistrat, den Radverkehr über längere Strecken einheitlich 

und in kontinuierlicher Führungsform zu gestalten. Netzlücken im Haupt- 
und Nebennetz des Radverkehrs sind zu schließen. Sofern Rad- und 
Fußverkehr nebeneinander auf einem Niveau geführt werden, sind diese 
deutlich erkennbar voneinander zu trennen. Um existierende Konflikte zu 
vermindern, werden bestehende Infrastrukturen, bei denen der Fuß- und 
Radverkehr nicht getrennt geführt wird, schrittweise angepasst. 

 
3. beauftragt den Magistrat, pro Jahr für mindestens 5 km 

Hauptverkehrsstraßen in der Baulast der Stadt Kassel bis zum Abschluss 
der Vorplanung (Ende der Leistungsphase 2 HOAI) neu zu planen und dabei 
neue Radverkehrsanlagen in beiden Fahrtrichtungen zu integrieren. Dabei 
werden zwei Knotenpunkte möglichst lückenlos miteinander verbunden 
und es sind neben den Strecken auch adäquate Lösungen für die 
Knotenpunkte zu planen. Sollten die Längen in einem Jahr nicht erreicht 
werden, erhöht sich das Planungsziel im jeweils folgenden Jahr 
entsprechend. Ergänzend sollen parallel dazu Verkehrskonzepte erstellt 
und Verkehrsversuche durchgeführt werden, die aufzeigen, wie der 
Verkehr im Hauptstraßennetz insgesamt künftig abzuwickeln ist. 
Es sollen bauliche Varianten der Trennung des Radverkehrs vom KfZ-
Verkehr bevorzugt werden, wenn die Flächen zur Verfügung stehen. Die 
Radverkehrsanlagen sind mit einem ebenen und dauerhaft gut befahrbaren 
Belag vorzusehen, der sich durchgängig visuell von angrenzenden Flächen 
absetzt.  

 
4. beauftragt den Magistrat, im Nebenstraßennetz die Radrouten komfortabel 

und durchgängig befahrbar herzustellen und den KFZ-Durchgangsverkehr 
dort geeignet zu reduzieren bzw. zu entschleunigen. Bei allen künftigen 
baulichen Maßnahmen sollen dafür insbesondere die 
Querungsmöglichkeiten für den Fußverkehr sowie die Sichtbeziehungen an 
den Knotenpunkten verbessert werden. Außerdem soll die Anlage von 
KFZ-Stellplätzen am Fahrbahnrand fahrradfreundlich umgestaltet werden. 
Bei der Priorisierung von Unterhaltungsmaßnahmen (z.B. 
Fahrbahndeckensanierung) sollen die Radrouten des 
Verkehrsentwicklungsplans besonders berücksichtigt werden. Bis zum 
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15 von 28 Jahr 2025 werden mindestens die in Anlage „Ziel 4 – Liste der 
Nebenstraßen“ beziehungsweise „Ziel 4 – Maßnahmenübersicht 
Nebenstraßen“ ersichtlichen Bauvorhaben angegangen. 

 
5. beauftragt den Magistrat, die Fuß- und Radverkehrsinfrastruktur im 

Umkreis von 500m um Schulen und Kindergärten, insbesondere auch durch 
bauliche Maßnahmen, sicherer zu machen. Sofern verkehrsbehördliche 
Maßnahmen sinnvoll erscheinen, bittet die Stadtverordnetenversammlung 
den Oberbürgermeister entsprechende Anordnungen zu treffen. 

 
6. bittet den Oberbürgermeister, notwendige verkehrsbehördliche 

Anordnungen zu treffen, sodass an Lichtsignalanlagen sichere und für den 
Kfz-Verkehr deutlich wahrnehmbare Radverkehrsführungen entstehen und i. 
d. R. berührungslose Technologien zur Grünzeitanforderung für Radfahrer 
eingesetzt werden. Mit dem Ziel der Wartezeit-Reduktion werden jährlich 
im Durchschnitt mindestens an 3 Kreuzungen mit LSA Anpassungen 
zugunsten des Fuß- und Radverkehrs vorgenommen. Dabei sollen 
insbesondere auch die Planungen aus den Zielen II (3) 
(Hauptverkehrsstraßen) und II (4) (Nebenstraßen) berücksichtigt werden. 
Sofern es eigene Radfahrsignale gibt, sollten die Freigaben für Radverkehr 
mit einem zeitlichen Vorlauf vor dem KfZ-Verkehr in der gleichen Richtung 
erfolgen, um die Wahrnehmbarkeit der Radfahrenden weiter zu 
unterstützen. Als sichere und deutlich wahrnehmbare 
Radverkehrsführungen an signalgesteuerten Knotenpunkten sollen 
beispielsweise aufgeweitete Radaufstellstreifen vor den Kfz-Spuren 
(ARAS), vorgezogene Haltlinien im Seitenbereich, Fahrradschleusen oder 
indirektes Linksabbiegen zum Einsatz kommen. 

 
7. beauftragt den Magistrat, ein Programm zur Steigerung der Anzahl der 

Radabstellplätze in Ausführung und Ausstattung nach dem Stand der Technik 
aufzulegen. Als grobes Maß für den Bedarf gilt dabei, dass die Anzahl 
öffentlich nutzbarer Radabstellplätze in einem Bezugsgebiet ca. 40% der 
Anzahl der Kfz-Stellplätze im öffentlichen Raum betragen soll. Dabei sind 
bis zum Jahr 2022 1800 Abstellplätze zu schaffen. Des weiteren sollen 
exemplarisch verschiedene Erweiterungen, wie Überdachung, 
Druckluftstation und Ladestationen in diesem Zeitraum aufgestellt 
werden. Nach diesem Umsetzungszeitraum (bis 2022) soll evaluiert 
werden, ob die Anzahl öffentlich nutzbarer Radabstellplätze in einem 
Bezugsgebiet auf 60% oder 80% der Anzahl der Kfz-Stellplätze im 
öffentlichen Raum bis zum Jahr 2025 erhöht werden soll. Ebenso soll dabei 
evaluiert werden, welche der oben genannten Erweiterungen sich bewährt 
haben, und daher verstärkt in den nächsten Jahren bis 2025 eingerichtet 
werden sollen.  
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16 von 28 8. beauftragt den Magistrat, eine als dauerhaft angelegte Kampagne für mehr 
Rücksichtnahme im Verkehr, die alle Verkehrsarten adressiert, in Verbindung 
mit fördernder Öffentlichkeitsarbeit für den Rad- und Fußverkehr sowie den 
Öffentlichen Personennahverkehr aufzulegen. 

 
III. Die Stadtverordnetenversammlung ist sich bewusst, dass zur Förderung des 

Radverkehrs flächenbezogene Zielkonflikte mit anderen Verkehrs- bzw. 
Nutzungsarten gelöst werden müssen. Der Magistrat wird deshalb 
aufgefordert, bei allen künftigen Maßnahmen die Bedarfe für den fließenden 
und ruhenden Kfz-Verkehr kritisch zu bewerten und auch Planungsvarianten 
vorzuschlagen, bei denen Fahrspuren bzw. Kfz-Stellplätze ganz oder 
teilweise wegfallen. Dabei ist jeweils aufzuzeigen, wie bzw. zu welchem Grad 
die bisherigen Verkehrs- und Nutzungsfunktionen zukünftig erfüllt werden 
können. 

 
IV. Die Stadtverordnetenversammlung ist sich bewusst, dass für den 

beschleunigten Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur mehr Ressourcen als 
bisher notwendig sind. Der Magistrat wird deshalb aufgefordert, noch im 
Jahr 2019 mindestens eine zusätzliche, unbefristete Stelle für den 
Radverkehr einzurichten und im Jahr 2020 zwei weitere, unbefristete Stellen 
einzuplanen. In den Folgejahren bis 2023 soll jedes Jahr eine weitere, 
unbefristete Stelle eingeplant werden. Darüber hinaus sollen für das Jahr 
2020 750.000 Euro zusätzlich für Radverkehrsmaßnahmen in den Haushalt 
eingeplant werden, die vorwiegend als städtische Eigenanteile für spezifisch 
geförderte Radverkehrsprojekte dienen können. Angestrebt wird, die 
städtischen Eigenmittel bis zum Jahr 2023 jährlich um jeweils 250.000 Euro 
und 2024 um 500.000 zu steigern. Mithin könnten somit im Jahr 2024 inkl. 
Fördermittel insgesamt 9.000.000 Euro (45,00 Euro pro Kopf) als 
Gesamtmittel zur Verfügung stehen. 

 
V. Der Magistrat wird aufgefordert, die originären Radverkehrsmittel 

transparent im Haushalt abzubilden. 
 

VI. Der Magistrat wird aufgefordert, einmal jährlich über die Fortschritte der 
Radverkehrsförderung im zuständigen Ausschuss zu berichten. Dabei sollte 
u.a. auch die von der Universität Kassel entwickelte Methode zur 
Aufschlüsselung der Kosten verschiedener Verkehrsmittel angewendet 
werden. 

 
 
Der durch gemeinsamen Änderungsantrag geänderte Antrag des Magistrats wird 
absatzweise zur Abstimmung gestellt. 
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17 von 28 Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten (1), 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD (7) 
Enthaltung: AfD (1), FDP+FW+Piraten (3) 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer I des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (1) des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke (6), FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD (7), Kasseler Linke (1) 
Enthaltung: AfD (1) 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (2) des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
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18 von 28 Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: CDU, AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (3) des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (4) des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD (2), Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD (6) 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (5) des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
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19 von 28 Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (6) des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten (1), 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: CDU, AfD  
Enthaltung: FDP+FW+Piraten (3) 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (7) des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD (1), Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD (6) 
Enthaltung: AfD (1) 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer II (8) des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
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20 von 28 Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten (1), 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: CDU, AfD, FDP+FW+Piraten (3) 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer III des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Stadtverordneter Ernst 
Ablehnung: CDU, AfD (7), Kasseler Linke, Stadtverordneter Dr. Hoppe 
Enthaltung: AfD (1), FDP+FW+Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer IV des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer V des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
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21 von 28 Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD (1), Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten, 
  Stadtverordnete Ernst und Dr. Hoppe 
Ablehnung: AfD (6) 
Enthaltung: AfD (1) 
den  
 

Beschluss 
 

Ziffer VI des durch gemeinsamen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne und des Stadtverordneten Ernst geänderte Antrag des Magistrats betr. 
Förderung des Radverkehrs im Gebiet der Stadt Kassel, 101.18.1237, wird 
zugestimmt. 
 
Die Fragen von Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, zum 
vorliegenden Bericht zur Radverkehrsförderung (2020) werden von Stadtrat 
Stochla und Dr. Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt, beantwortet. Der 
Bericht wird der Niederschrift beigefügt. 
 
Auf Nachfrage von Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, sagt  
Dr. Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt, zu, dass die im Bericht aufgeführte 
Studie der Universität Kassel als Anlage zur Niederschrift beigefügt werden soll. 
 
Der Bericht wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
2. Ergebnisse der Verkehrserhebung vorstellen 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 28. September 2020 
Bericht des Magistrats 
- 101.18.1807 - 

 
Beschluss 

 
Der Magistrat wird gebeten, die Ergebnisse der letzten Verkehrserhebung in 
Kassel nach dem System repräsentativer Verkehrsbefragungen (SrV) in einer der 
nächsten Sitzungen des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr vorzustellen. 

 
Der Kurzbericht der Ergebnisse zu der Haushaltsbefragung zum Verkehrsverhalten 
für die Stadt Kassel wurde mit der Einladung versandt. Hierzu gibt es keine 
weiteren Nachfragen. Der Bericht wird der Niederschrift beigefügt. 
 
Der Bericht wird zur Kenntnis genommen. 
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3. Rücknahme der Liniennetzreform 

Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.19.25 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, zur Verbesserung des ÖPNV in Kassel und für 
mehr Klimaschutz die in der vergangenen Wahlzeit von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossene und zum 25.03.2018 umgesetzte 
sog. Liniennetzreform der KVG zum Fahrplanwechsel 2021 zurückzunehmen 
und zunächst den alten Zustand wiederherzustellen. Der Magistrat wird 
beauftragt, für eine künftige Verbesserung des ÖPNV in Kassel und zur 
Gewinnung neuer Nutzer zur Verbesserung des Klimaschutzes in 
Zusammenarbeit mit der KVG schnellstmöglich ein neues Konzept zu erstellen 
und der Stadtverordnetenversammlung vorzulegen. 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: CDU 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, AfD 
Enthaltung: DIE LINKE 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Rücknahme der Liniennetzreform, 101.19.25, 
wird abgelehnt. 
 
 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE 

 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert die Einsparungen, zur Verbesserung des ÖPNV 
in Kassel und für mehr Klimaschutz der in der vergangenen Wahlzeit von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossene und zum 25.03.20218 umgesetzte 
sog. Liniennetzreform der KVG zum Fahrplanwechsel 2021 zurückzunehmen 
und zunächst den alten Zustand wiederherzustellen. die eingesparten rund 
370.00 Euro für Angebotsverbesserungen einzusetzen. 
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23 von 28 Der Magistrat wird beauftragt, für eine künftige Verbesserung des ÖPNV in 
Kassel und zur Gewinnung neuer Nutzer zur Verbesserung des Klimaschutzes in 
Zusammenarbeit mit der KVG schnellstmöglich ein neues Konzept zu erstellen 
und der Stadtverordnetenversammlung vorzulegen. 

 
Begründung: 
Mit den Verbesserungen wird dem Nahverkehr durch die Netzreform kein Geld 
mehr entzogen. 
Vorschläge für sinnvolle Verbesserungen hat der vcd Kassel auf seiner Internetseite 
veröffentlicht: 
https://de.vcd-kassel.de/kasselerlinien/Neubewertung%20Liniennetzreform.pdf 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 31.8.2020 mit breiter Mehrheit 
beschlossen: „Der Magistrat wird aufgefordert, den Ausbau des ÖPNV in die Wege 
zu leiten. Hierfür wird die KVG gebeten der Stadtverordnetenversammlung eine 
Auflistung vorzulegen, in der wünschenswerte kurz-und mittelfristig machbare 
Nachbesserungen des Liniennetzes mit entsprechender Kostenkalkulation 
aufgeführt sind.“ Vorlagennummer 101.18.1737: 
https://wwwsvc1.stadt-
kassel.de/sdnet4/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZes3TJxxVuU94XONx8ypVV
N2GlcTWSIcp5gPw8G1_N0o/Beschlusstext_101.18.1737_-oeffentlich-
_Stadtverordnetenversammlung_31.08.2020.pdf 

 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: DIE LINKE 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU 
Enthaltung: AfD 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE betr. Rücknahme der 
Liniennetzreform, 101.19.25, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Schoeller 
 
 
 
 
 

https://wwwsvc1.stadt-kassel.de/sdnet4/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZes3TJxxVuU94XONx8ypVVN2GlcTWSIcp5gPw8G1_N0o/Beschlusstext_101.18.1737_-oeffentlich-_Stadtverordnetenversammlung_31.08.2020.pdf
https://wwwsvc1.stadt-kassel.de/sdnet4/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZes3TJxxVuU94XONx8ypVVN2GlcTWSIcp5gPw8G1_N0o/Beschlusstext_101.18.1737_-oeffentlich-_Stadtverordnetenversammlung_31.08.2020.pdf
https://wwwsvc1.stadt-kassel.de/sdnet4/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZes3TJxxVuU94XONx8ypVVN2GlcTWSIcp5gPw8G1_N0o/Beschlusstext_101.18.1737_-oeffentlich-_Stadtverordnetenversammlung_31.08.2020.pdf
https://wwwsvc1.stadt-kassel.de/sdnet4/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZes3TJxxVuU94XONx8ypVVN2GlcTWSIcp5gPw8G1_N0o/Beschlusstext_101.18.1737_-oeffentlich-_Stadtverordnetenversammlung_31.08.2020.pdf
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4. Einrichtung weiterer E-Ladestationen 

Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.19.27 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, unter Beteiligung der Städtischen Werke AG 
noch im Jahr 2021 im Innenstadtbereich weitere öffentliche E-Ladestationen 
einzurichten und in Betrieb zu nehmen. 

 
Stadtbaurat Nolda beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. Eine 
Aufstellung der Ladestationen in Kassel wird der Niederschrift als Anlage 
beigefügt. 
 
Im Rahmen der Aussprache ändert die CDU-Fraktion ihren Antrag wie folgt ab. 
 
 
 Geänderter Antrag 

 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, unter Beteiligung der Städtischen Werke AG 
noch im Jahr 2021 im Innenstadtbereich weitere öffentliche E-Ladestationen 
einzurichten und in Betrieb zu nehmen. 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der CDU-Fraktion betr. Einrichtung weiterer  
E-Ladestationen, 101.19.27, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Gröling 
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5. Bahn frei für die Verkehrswende – Pop-Up-Bikelanes einrichten 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.35 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Schnellstmöglich wird auf Straßen, die mehr als eine Fahrspur pro Fahrtrichtung 
aufweisen, die rechte Fahrspur für den Fahrradverkehr ausgewiesen und 
entsprechend markiert. 

 
Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, begründet den Antrag. 
 
Stadtrat Stochla beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: DIE LINKE 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, AfD 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der Fraktion DIE LINKE betr. Bahn frei für die Verkehrswende –  
Pop-Up-Bikelanes einrichten, 101.19.35, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Grotov 
 
 
6. Offenlegung der Pläne für die Tram nach Rothenditmold-Harleshausen 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.36 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
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umgehend offengelegt und vorgestellt. Die KVG wird beauftragt den 
Beteiligungsprozess schnellst möglich in die Wege zu leiten und wird dabei von 
der Stadt unterstützt.  

 
Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, begründet den Antrag. 
 
Nach Aussprache zieht Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, den 
Antrag für die Antrag stellende Fraktion zurück. 
 
Der Antrag wurde von der Stadtverordneten Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, 
für die Antrag stellende Fraktion zurückgezogen. 
 
 
7. Vorstellung des Maßnahmenvorschlags „Integriertes Maßnahmenpaket 

Mobilität“ aus dem Klimaschutzrat 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
- 101.19.37 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Klimaschutzrat hat in seiner Sitzung am 21. April 2021 das Integrierte 
Maßnahmenpaket Mobilität einstimmig beschlossen (Maßnahmen-Nr. 2021-
MO-08). Der Magistrat wird gebeten, eine*n Vertreter*in der Themenwerkstatt 
Mobilität in eine der nächsten Ausschusssitzungen einzuladen, um das 
Maßnahmenpaket zu präsentieren. 

 
Stadtverordneter Dr. Schoeller, Fraktion B90/Grüne, begründet den Antrag. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
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Dem Antrag der Fraktion B90/Grüne betr. Vorstellung des Maßnahmenvorschlags 
„Integriertes Maßnahmenpaket Mobilität“ aus dem Klimaschutzrat, 101.19.37, 
wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Sümmermann 
 
 
8. Rechtswidrige Baugenehmigung 

Anfrage Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.42 - 

 
Abgesetzt 
 
 
9. Stadt Kassel lehnt geplanten A44-Bau ab 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.50 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadt Kassel lehnt den Neubau der A44 aus Lärm-, Abgas-, Naturschutz- 
und Klimaschutzgründen ab. Die Stadt Kassel soll im Rahmen des Verfahrens 
zum Abschnitt Lossetal Dreieck bis Ausfahrt Helsa-Ost der A44 eine 
Stellungnahme verfassen, in der die Ablehnung ausführlich begründet wird. 
Diese soll zeitnah im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 
vorgestellt und fristgerecht als Einwendung eingebracht werden. 

 
Stadtverordnete Sümmermann, Fraktion DIE LINKE, begründet den Antrag. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: DIE LINKE 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, AfD 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
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Der Antrag der Fraktion DIE LINKE betr. Stadt Kassel lehnt geplanten A44-Bau ab, 
101.19.50, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dreyer 
 
 
10. Umsetzungskonzept für das integrierte Maßnahmenpaket Mobilität in 

Auftrag geben 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
- 101.19.54 - 

 
Abgesetzt 
 
 
Ende der Sitzung: 18:45 Uhr 
 
 
 
Dominique Kalb Sabine John 
Vorsitzender Schriftführerin
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Rathaus, 34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
info@cdu-fraktion-kassel.de 
www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.19.25 
 
 
Rücknahme der Liniennetzreform 
 
 
Antrag 
 
 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, zur Verbesserung des ÖPNV in Kassel und für 
mehr Klimaschutz die in der vergangenen Wahlzeit von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossene und zum 25.03.2018 umgesetzte 
sog. Liniennetzreform der KVG zum Fahrplanwechsel 2021 zurückzunehmen 
und zunächst den alten Zustand wiederherzustellen. Der Magistrat wird 
beauftragt, für eine künftige Verbesserung des ÖPNV in Kassel und zur 
Gewinnung neuer Nutzer zur Verbesserung des Klimaschutzes in 
Zusammenarbeit mit der KVG schnellstmöglich ein neues Konzept zu erstellen 
und der Stadtverordnetenversammlung vorzulegen. 

 
 
Begründung: 
 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
 
gez. Dr. Michael von Rüden 
Fraktionsvorsitzender
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.19.27 

 

 

Einrichtung weiterer E-Ladestationen 

 

 

Antrag 

 

 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, unter Beteiligung der Städtischen Werke AG 

noch im Jahr 2021 im Innenstadtbereich weitere öffentliche E-Ladestationen 

einzurichten und in Betrieb zu nehmen. 

 

 

 

Begründung: 

 

Kassel liegt im Ladenetzranking des Verbandes der Automobilindustrie auf einem 

der hintersten Plätze. Dies zeigt, dass es hier erheblichen Nachholbedarf gibt und 

die Stadt in den kommenden Jahren alle Anstrengungen unternehmen sollte, um 

ein flächendeckendes und bedarfsgerechtes Netz von Schnelllade- und 

Normalladestationen für den Ausbau der E-Mobilität-Infrastruktur zu schaffen. 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 





 

Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 

 

22. April 2021 

1 von 1 

Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 3315 

info@linksfraktion-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.19.35 

 

 

Bahn frei für die Verkehrswende – Pop-Up-Bikelanes einrichten 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Schnellstmöglich wird auf Straßen, die mehr als eine Fahrspur pro Fahrtrichtung 

aufweisen, die rechte Fahrspur für den Fahrradverkehr ausgewiesen und 

entsprechend markiert. 
 

 

 

Begründung: 

 

Um die Luftqualität zu verbessern und den Klimawandel zu begrenzen ist ein 

Umstieg auf umweltverträgliche Fortbewegungsmittel unerlässlich. Insbesondere 

in der warmen Jahreszeit ist das Fahrrad eine gute Alternative zum Auto oder dem 

ÖPNV. Da aufgrund der Corona-Pandemie enge Kontakte vermieden werden sollen 

und der wünschenswerte Sicherheitsabstand in öffentlichen Verkehrsmitteln nicht 

eingehalten werden kann, ist es aktuell besonders geboten mehr Raum für den 

Fahrradverkehr zur Verfügung zu stellen um ein Ausweichen vom ÖPNV auf den 

privaten PKW zu vermeiden. Vor einem Jahr wurde diese Chance vertan. Dieses 

Frühjahr und Sommer ist davon auszugehen und zu wünschen, dass noch mehr 

Menschen auf das Fahrrad steigen. Sie brauchen Platz.  
 

Berichterstatter/-in: Luisa Sümmermann 

 

gez. Lutz Getzschmann                                                         gez. Violetta Bock 

Fraktionsvorsitzender                                                           Fraktionsvorsitzende 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 3315 

info@linksfraktion-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.19.36 

 

 

 

Offenlegung der Pläne für die Tram nach Rothenditmold-Harleshausen 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Die Machbarkeitsstudie zur Tram nach Harleshausen- Rothenditmold wird 

umgehend offengelegt und vorgestellt. Die KVG wird beauftragt den 

Beteiligungsprozess schnellst möglich in die Wege zu leiten und wird dabei von 

der Stadt unterstützt.  
 

 

Begründung: 

 

2018 wurde die Machbarkeitsstudie beschlossen. Seitdem wird auf eine 

Veröffentlichung gewartet. Die Verwirklichung wird ohnehin lange dauern. Umso 

notwendiger ist es die Diskussion konkret und zügig zu beginnen. Dabei sollten 

noch offene Fragen und verschiedene Szenarien ebenso offen gelegt und mit den 

Einwohner*innen diskutiert werden. 
Die Planungen für die Tram werden von allen begrüßt und genießen noch 

Rückenwind in allen betroffenen Stadtteilen. Konkrete Planungen erleichtern es 

darüber hinaus Förderzusagen zu erhalten. 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Luisa Sümmermann 

 

 

 

gez. Lutz Getzschmann      Violetta Bock 

Fraktionsvorsitzender      Fraktionsvorsitzende 
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Vorlage Nr. 101.19.37 

 

 

Vorstellung des Maßnahmenvorschlags „Integriertes Maßnahmenpaket 

Mobilität“ aus dem Klimaschutzrat 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Klimaschutzrat hat in seiner Sitzung am 21. April 2021 das Integrierte 

Maßnahmenpaket Mobilität einstimmig beschlossen (Maßnahmen-Nr. 2021-

MO-08). Der Magistrat wird gebeten, eine*n Vertreter*in der Themenwerkstatt 

Mobilität in eine der nächsten Ausschusssitzungen einzuladen, um das 

Maßnahmenpaket zu präsentieren. 

 

 

Begründung: 

 

Das vom Klimaschutzrat beschlossene Maßnahmenpaket umfasst zahlreiche 

Einzelvorschläge aus den Bereichen ÖPNV, Radverkehr, Verkehrsmanagement, 

Preis- und Ordnungspolitik sowie Mobilitätsmanagement. Da für eine Reihe von 

Vorschlägen die Planung, Entscheidung oder Umsetzung schon ab 2021 empfohlen 

wird, ist eine Präsentation im Ausschuss sinnvoll. So können sich die 

Ausschussmitglieder einen näheren inhaltlichen Einblick in die fachlichen 

Hintergründe der Vorschläge verschaffen und Nachfragen stellen. 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dr. Sven Schoeller 

 

gez. Boris Mijatovic 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 3315 

info@linksfraktion-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.19.42 

 

 

Rechtswidrige Baugenehmigung 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Auf welcher Grundlage hat die Stadt Kassel eine Baugenehmigung auf 

dem Grundstück in der Wilhelmshöher Allee 174 und 176 erteilt, obwohl 

diese nicht in Einklang mit dem gültigen B-Plan stand? 

2. Wie nimmt der Magistrat zu diesem Sachverhalt Stellung? 

3. Hat die Bauaufsicht wie gefordert die Baugenehmigung zurückgezogen? 

4. War die Baugenehmigung unwirksam oder musste sie aufgehoben 

werden? 

5. Welche Ansprüche des Bauherrn resultieren daraus? 

6. Wann hatte der Investor die Bauvoranfrage gestellt? 

7. Hat der Investor seit der Überprüfung durch das Regierungspräsidium 

erneut eine Bauvoranfrage gestellt? 

8. Bei welchen B-Plänen in Kassel wurde das Maß der baulichen Nutzung 

überschritten? 

9. In wie vielen Fällen haben Bauvoranfragen oder Baugenehmigungen das 

Maß der baulichen Nutzung um mehr als 10 Prozent überschritten?  

10. Wie viele erteilte Baugenehmigungen sind in den letzten fünf Jahren in 

Frage gestellt worden? 

11. Wie viele mussten verändert oder aufgehoben werden? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Luisa Sümmermann 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
info@linksfraktion-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.19.50 
 
 
Stadt Kassel lehnt geplanten A44-Bau ab 
 
 
Antrag 
 
zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadt Kassel lehnt den Neubau der A44 aus Lärm-, Abgas-, Naturschutz- 
und Klimaschutzgründen ab. Die Stadt Kassel soll im Rahmen des Verfahrens 
zum Abschnitt Lossetal Dreieck bis Ausfahrt Helsa-Ost der A44 eine 
Stellungnahme verfassen, in der die Ablehnung ausführlich begründet wird. 
Diese soll zeitnah im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 
vorgestellt und fristgerecht als Einwendung eingebracht werden. 

 
 
Begründung: 
 
Immer mehr Schnellstraße führen nachweislich zu immer mehr Verkehr, 
Versiegelung der Landschaft und nicht akzeptablen Belastungen von 
Anwohner*innen und Umwelt durch Luftschadstoffe und Lärm. 
 
Durch den Neubau der A44 im Lossetal wird auch auf der A7 mehr Verkehr 
erzeugt. In der bisherigen Verkehrsplanungslogik ist der Ausbau der A7auf 10 
Spuren damit schon absehbar. Dadurch wird die weitere Lärm- und Luftbelastung 
insbesondere in den Stadteilen Bettenhausen, Forstfeld, Waldau sowie im 
gesamten Kasseler Becker weiter zunehmen. Der Lärmschutz der gerade 
fertigstellten neuen 7ten und 8ten Fahrspuren müsste weiter in Richtung der 
Wohnbebauung versetzt werden. 
 

Die Stadtverordnetenversammlung hat die 100% erneuerbare Energieversorgung 
in Kassel beschlossen. Dafür wird u.a. eine erhebliche Reduzierung des 
Motorisierten Individual Verkehrs (MIV) notwendig. Der (Aus-)Bau immer neuer 
Straßen in einem Land mit dem engmaschigsten Straßennetz der Welt ist in 
kontraproduktiv, vor allem in Hinsicht auf den notwendigen Klimaschutz und die 
benötigte Verkehrswende. 
 



Antrag Fraktion DIE LINKE Vorlage-Nr. 101.19.50

 

2 von 2 Alle, deren Belange durch die Planung berührt werden, können bis zu zwei Monate 
(§ 21 Abs. 3 UVPG) nach Ablauf der Auslegungsfrist bis spätestens 26.07.2021 
Einwendungen gegen den Plan erheben. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Luisa Sümmermann 
 
gez. Lutz Getzschmann 
Fraktionsvorsitzender
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Vorlage Nr. 101.19.54 
 
 
Umsetzungskonzept für das integrierte Maßnahmenpaket Mobilität in Auftrag 
geben 
 
 
Antrag 
 
zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt, die kurzfristige Erstellung eines 
Umsetzungskonzeptes für das integrierte Maßnahmenpaket Mobilität des 
Klimaschutzrates (Maßnahmen Nr. 2021-MO-08) bei geeigneten 
Sachverständigen auszuschreiben oder - soweit möglich - direkt bei der 
Universität Kassel in Auftrag zu geben. 

 
 
Begründung: 
 
Der Klimaschutzrat der Stadt Kassel hat am 21.04.2021 ein wegweisendes 
Maßnahmenpaket Mobilität einstimmig empfohlen. Das in Auftrag zu gebende 
Umsetzungskonzept soll zu folgenden Maßnahmen konkrete 
Umsetzungsstrategien unter Bezeichnung der konkret betroffenen Verkehrsmittel 
und Linien des ÖPNV, der konkret betroffenen Straßen und Verkehrseinrichtungen, 
der konkreten Definition von Zeitfenstern, innerhalb der die Umsetzung erfolgen 
soll und des im Hinblick auf die Einzelmaßnahmen aufgegliederten geschätzten 
Finanzbedarfs enthalten: 
 

 ÖPNV 
o Taktverdichtung des ÖPNV im städtischen Verkehr 
o Einrichtung der Tramlinien nach Harleshausen, Waldau und 

Herkulesbahn 
o Einrichtung einer zusätzlichen Tramstrecke über den Steinweg 
o Einführung zusätzlicher Quartierbuslinien und/oder Ridepooling-

Angebot in Gebieten, in denen lange Wege zu den ÖPNV-
Hauptachsen zurückzulegen sind 



Antrag Fraktion B90/Grüne Vorlage-Nr. 101.19.54

2 von 2 o Einführung zusätzlicher Haltepunkte an Regio-Tram-Strecken zur 
besseren Erschließung und Verknüpfung mit dem Busnetz 

o Einrichtung zusätzlicher Bussonderfahrstreifen  
o Einrichtung zusätzlicher und Erweiterung bestehender P&R-

Anlagen 
o Einführung eines solidarischen Mietertickets 
o Einführung des FlexAbo und FlexAboPlus-Tarifs 
o Einführung eines multimodalen Tarifs 

 
 Aufenthaltsqualität 

o Bauliche und betriebliche Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung 
 

 Verkehrsmanagement 
o Priorisierung von Fuß- und Radverkehr und ÖV an 

Lichtsignalanlagen 
o Priorisierung des Umweltverbundes beim Winterdienst 
o Einrichtung von Pförtneranlagen am Stadtrand 

 
 Prämien 

o Prämien für die Abschaffung privater KfZ 
o Willkommenspakete für Neubürger*innen 

 
 Mobilitätsmanagement 

o Einrichtung einer systematischen Unterstützung/Beratung lokal 
ansässiger Unternehmen durch die Stadt/KVG 

 
Maßnahmen des Radverkehrs sind weitgehend strategisch bereits durch das 
Radverkehrskonzept definiert. Die Erhöhung von Parkgebühren ist selbsterklärend 
und idealerweise zeitlich mit der Einführung neuer Tarifbedingungen für den ÖPNV 
zu synchronisieren. Ebenfalls selbsterklärend ist die Reform der Stellplatzsatzung. 
Diese Maßnahmen bedürfen daher keiner weitergehenden Beschreibung in einem 
Umsetzungskonzept. 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dr. Sven Schoeller 
 
gez. Boris Mijatovic 
Fraktionsvorsitzender
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